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. Die gegen die Beſchlagnahme und die Beſtrafung an die n.⸗ö. 
Inhalt. Statthalterei gerichteten Recurſe wurden zurückgewieſen, ungeachtet die 
Provenienz des fraglichen Wildes und die oben erwähnte Zeit des Ein⸗ 
fangens durch ein Zeugniß der politiſchen Bezirksbehörde des betreffen⸗ 
Mittheilungen aus der Praxis: den Kronlandes glaubwürdig nachgewieſen worden war. Die Ent⸗ 
Der Beamte, welcher einen Viehpaß nach einem anderen als dem vorgeſchriebenen ſcheidungen wurden damit begründet, daß $ 6 des n. ⸗ö. Wildſchon⸗ 
Formulare ausfertigt, macht ſich dadurch nicht des in den 88 8 und 45 des geſetzes keinen Unterſchied rückſichtlich des fraglichen Wildes macht und 
a vom 29. Februar 1830, R. G. Bl. Nr. 35, vorgeſehenen Vergehens daher auf alles Wild Anwendung findet, welches in der in Nieder- 
uldig. n ö e öſterreich verbotenen Zeit lebend oder todt in Niederöſterreich verkauft 
Er : egen einen Pfarrer aus dem Titel der Ver i , 5 ; 
N unge, und eh terenben 9989 Ain Conne ir bie oder zum Verkaufe verſendet wird. 
dritte Elaſſe. Die Finanzproeuratur iſt zur Etat ütichie) solcher Zwei ſolche Sendungen langten auch im Monate Februar 1881 
%%% Gefand Die eine in 54 lebenden Fafonen, 
Abſatz 4 des Finanzminiſterial⸗Erlaſſes vom 16. Februar 1855, R. G. Bl. welche in der fürſtlich Lichnowsky'ſchen Faſanerie zu Krawarn in 
Nr. 34; und 8 38 des Geſetzes vom 7. April 1874, R. G. Bl. Nr. 50.) Schleſien zu der dort erlaubten Zeit eingefangen, aber erſt im Februar 
Geſetze und Verordnungen. über Wien mit der Beſtimmung nach Paris verfendet wurden, die 
Perſonalien. zweite in 58 Paar lebender Rebhühner, welche im Jänner 1881 im 
Erledigungen. gräflich Schlick ſchen Jagdrevier bei der Domäne Wokſic in Böhmen 
eingefangen und ein paar Wochen lang in der Wildkammer beim Forſt⸗ 
= = = — — hauſe in Zlio bis zu der im Februar erfolgten Abſendung gefüttert 
worden waren. Beide Sendungen waren nach Paris beſtimmt und 
9 G 7 ? 3 5 ; ſollten die Faſanen und Rebhühner in franzöſiſchen Jagdrevieren zur 
Eine Streitfrage über die Schonzeit des Wildes. Zucht verwendet werden. In beiden Fällen 10 die Provenienz un 
die eben erwähnten Thatſachen rückſichtlich des Fanges und der erfolgten 
Einkammerung glaubwürdig nachgewieſen. Auſ beide Sendungen wurde 
Zu wiederholten Malen wurde vom Wiener Magiſtrate lebendes aber von den unteren Inſtanzen 8 6 des n.⸗ö. Wildſchongeſetzes an⸗ 
Wild — Faſanen, Rebhühner ꝛc. —, welches in einem anderen Kron- gewendet, die confiscirten Faſanen und Rebhühner wurden in Wien an 
lande zu der dort erlaubten Zeit, d. h. außer der in dieſem anderen niederöſterreichiſche Jagdberechtigte verſteigert, der Erlös wurde der 
Kronlande feſtgeſetzten Schonzeit, eingefangen, zeitweilig in der Gefangen- Armencaſſe zuerkannt und die in Wien lebenden Verkaufsvermittler 
ſchaft gefüttert und ſpäter nach Wien behufs der Weiterverſendung nach wurden zu Geldſtrafen verurtheilt. 
Paris oder an einen anderen Ort für Zuchtzwecke verſendet worden Den gegen dieſe beiden Straferkenntniſſe ergriffenen Miniſterial⸗ 
war, in Wien in Beſchlag genommen, und wurden diejenigen Perſonen, recurſen hat das Miniſterium des Innern im Einvernehmen mit dem 
welche den Verkauf vermittelt hatten, nach § 6 des n.⸗6. Wildſchon⸗ Ackerbauminiſterium Folge gegeben; in beiden Fällen wurde erkannt, 
geſetzes vom 9. Februar 1873, L. G. Bl. Nr. 3. in eine Geldſtrafe daß der Thatbeſtand einer Uebertretung des n.⸗ö. Wildſchongeſetzes 
verurtheilt, weil die Verſendung ſolchen Wildes in eine Zeit gefallen nicht vorliege, daß daher die Recurrenten einer Strafe nicht unterliegen 
war, in welcher die Jagd und der Fang rückſichtlich dieſes Wildes im und daß denſelben der aus dem Verkaufe der confiscirten Rebhühner, 
§ 1 des n.⸗ö. Wildſchongeſetzes unterſagt ift. *) beziehungsweiſe Faſanen erzielte reine Erlös auszufolgen ſei. 
in . f 1 . Die Entſcheidungsgründe ſind in beiden Fällen im Weſentlichen 
geſetze nachgelidet i ben e Ye: ae gleichlautend. Sie lauten dahin, es ſei durch die vorgelegten Behelfe 
„Wer nach Ablauf von 14 Tagen nach eingetretener Schonzeit während außer Zweifel geſtellt, daß die in Verſall erklärten zur Zucht beſtimmten 
derſelben Wild, rückſichtlich deſſen die Jagd in dieſer Zeit unterſagt iſt, in ganzen Faſauen und Rebhühner in Schleſien, beziehungsweiſe in Böhmen zu 
en Deu e cher en ud en Genuſſe fertig zubereitet, zum Verkaufe einer Zeit eingefangen wurden, in welcher in den betreffenden Ländern 
umträgt, in Läden, auf Märkten oder ſonſt auf irgend eine Art zum Ver⸗ 7 858 8 ; 0 5 5 
kaufe ausſtellt, oder wer den Verkauf vermittelt, verfällt nebſt der Confiscation nach den Wildſchongeſetzen dieſer Länder der Fang geſetzlich erlaubt iſt. 
des Wildes in die im 8 5 angeführten Geldſtrafen. Bei Hafen wird ausnahms⸗ Der § 6 des n.6. Wildſchongeſetzes, welcher den Verkauf, beziehungs⸗ 
weiſe eine Friſt von 30 Tagen nach eingetretener Schonzeit für obige Beſtimmun⸗ weiſe die Verkaufsvermittlung von Wild in der verbotenen Zeit in 
gen bewilligt. Niederöfterreich unterſagt, kann ſinngemäß, da das n ö. Geſetz nur die 


Dieſelben Strafbeſtimmungen finden bezüglich des Verkaufes jenes Wildes, _ 5 „ ein 3 . 
welches überhaupt gar nicht getödtet oder gefangen werden darf, ſowie bezüglich | Schonung des Wildes ww Niederöſterreich zum Zwecke haben kann, auch 
der Eier und Jungen von Federwild Anwendung.“ nur auf in Niederöſterreich erlegtes oder gefangenes Wild angewendet 


Eine Streitfrage über die Schonzeit des Wildes. Von Karl Peyrer, 
k. k. Miniſterialrath. | 


Von Karl Peyrer, k. k. Miniſterialrath. 


werden und findet auf Wild, welches aus einem anderen Lande nach 
Niederöſterreich zum Verkaufe geſendet wird, ſobald die Provenienz 
glaubwürdig nachgewieſen iſt, keine Anwendung. Es kann aber auch 
gar nicht in der Abſicht des Wildſchongeſetzes gelegen ſein, den Verkauf 
des zur Zucht beſtimmten und nicht geſetzwidrig eingefangenen Wildes, 
da derſelbe im offenbaren Jutereſſe der Hebung des Wildſtandes im 
Allgemeinen gelegen iſt, als ſtraſbar zu verbieten. *) 

Die Entſcheidungen geben zu folgenden Bemerkungen Anlaß. 

Denſelben liegen zwei verſchiedene Motive zu Grunde, nämlich 

a) daß 8 6 des n.=d. Wildſchongeſetzes, welcher den Verkauf, 
beziehungsweiſe die Verkaufsvermittlung von Wild in den verbotenen 
Zeiten in Niederöſterreich unterſagt, nur auf in Niederöſterreich erlegtes 
oder gefangenes Wild angewendet werden kann, und 

p) daß es nicht in der Abſicht des Wildſchongeſetzes gelegen fein 
kaun, den Verkauf des zur Zucht beſtimmten und nicht geſetzwidrig 
eingefaugenen Wildes als ſtrafbar zu verbieten. 


Was das erſte der beiden Motive betrifft, ſo kommt zu bemerken, 
daß mehrere der in den öſterreichiſchen Ländern in neuerer Zeit er— 
laſſenen Wildſchongeſetze über den Verkauf von Wild, welches aus einem 
anderen Lande herſtammt, ausdrückliche Beſtimmungen enthalten. So 
normirt 8 6 des Salzburger Wildſchongeſetzes vom 20. December 1874, 
L. G. Bl. Nr. 5 ex 1875, Folgendes: „Diejenigen, welche Wild, 
das von außerhalb des Geltungsgebietes dieſes Geſetzes herſtammt, 
während der (für Salzburg nurmirten) Schonzeit verkaufen oder den 
Verkauf vermitteln, haben ſich über die Herkunft des Wildes durch 
Lieferſcheiu, Schußzettel und dergleichen gehörig auszuweiſen und, falls 
das Wild aus dem Gebiete der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder herſtammt, überdies durch ein Zeugniß der politiſchen Be— 
zirksbehörde nachzuweiſen, daß das Wild nicht geſetzwidrig erlegt iſt. 
Im anderen Falle finden auch auf dieſe Perſonen die Strafbeſtimmungen 
dieſes Paragraphen Anwendung.“ 


Aehnliche Beſtimmungen enthalten § 6 des Landesgeſetzes vom 
26. December 1874, Nr. 4 ex 1875 für die Bukowina, 8 6 des 
galiziſchen Laudesgeſetzes vom 30. Jänner 1875, Nr. 16, § 7 des 
ſteiermärkiſchen Laudesgeſetzes vom 8. Juni 1876, Nr. 22, § 6 des 
Landesgeſetzes für Krain vom 20. December 1874, Nr. 6, des Landes— 
geſetzes für Iſtrien vom 14. Februar 1876, Nr. 8, und § 6 des 
Landesgeſetzes für Görz vom 15. Juli 1879, L. G. Bl. Nr. 18 
während die Jagd- und Wildſchongeſetze anderer Länder, z. B. das 


böhmiſche Jagdgeſetz vom 1. Juni 1866, L. G. Bl. Nr. 49, das 
oberöſterreichiſche vom 27. Februar 1874, Nr. 7, das mähriſche vom 


31. März 1873, beziehungsweiſe 2. 
ſchleſiſche vom 12. November 1870, Nr. 56, die tiroliſche Ver 
ordnung vom 5. März 1872, Nr. 19, einen Unterſchied in Bezug 
auf die Provenienz des während der Schonzeit zum Verkauf gebrachten 
Wildes nicht machen. 


Intereſſaut iſt es, daß dieſelbe Frage über den Verkauf aus— 
ländiſchen Wildes während der Schonzeit faſt gleichzeitig auch in Preußen 
in den oberſten Inſtanzen zur Sprache gekommen iſt. Der § 7 des 


Auguſt 1875, Nr. 39, das 


preußiſchen Wildſchongeſetzes vom 26. Februar 1870 ſtimmt mit 8 6 


des u.⸗ö. Wildſchongeſetzes faſt wörtlich überein und läßt daher eben— 
falls die Frage offen, ob derſelbe auf den Verkauf fremden Wildes, 
welches während der für Preußen normirten Schon-, beziehungsweiſe 
Verkaufszeit nach Preußen zum Verkaufe geſchickt wird, Anwendung 
finde. Die Frage wurde dort durch eine Entſcheidung des oberſten Landes— 
culturgerichtes, daun durch ein Schreiben des Miniſters für Landwirth— 


ſchaft vom 1. März 1881 dahin beantwortet, daß der Verkauf aller 


Wildarten, für welche im § 1 des Wildſchongeſetzes eine Schonzeit feſt⸗ 
geſetzt iſt, nach Ablauf von 14 Tagen nach Beginn der Schonzeit 
unbedingt und ohne Rückſicht auf den Ort der Erlegung oder der 
Herkunft des Wildes verboten und ſtrafbar ſei. 


(Schluß folgt.) 
) Entſcheiduugen des Miniſteriums des Innern im Einvernehmen mit 


dem Ackerbauminiſterium vom 15. Mai 1881, 3. 4554 und 6708 M. J., dann 
3846, 5577 und 5580 A. M. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Beamte, welcher einen Viehpaß nach einem anderen als dem 
vorgeſchriebenen Formulare ausfertigt, macht ſich dadurch nicht 
des in den SG 8 und 5 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, 
| N. G. Bl. Nr. 35, vorgeſehenen Vergehens ſchuldig. 

Die k. k. Staatsanwaltſchaft in Jicin erhob gegen Ignaz K., 
Bürgermeifter in N., die Anklage wegen Vergehens nach SS 8 und 
45 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, und § 8 der 
Miniſterialverordnung vom 12. April 1880, R. G. Bl. Nr. 36, 
begangen dadurch, daß derſelbe dem Joſeph 3., der fein Vieh auf den 
Markt nach B. trieb, einen nicht im Sinne der letzteren Vorſchrift aus- 
gefertigten Viehpaß einhändigte, und wurde Ignaz K mit dem Urtheile 
des k. k. Kreisgerichtes Jicin vom 13. November 1880, Z. 13.237, 
dieſes Vergehens für ſchuldig erkannt. 

Gegen dieſes Urtheil erhob der Angeklagte die Nichtigkeitsbeſchwerde, 
geſtützt auf 8 281, 3. 9, lit. a und 3. 10 St. P. O. 

Bei der über dieſe Beſchwerde am 19. März 1881 vor dem 
k. k. Caſſationshofe unter dem Vorſitze des Hofrathes Decaſtello ab- 
gehaltenen öffentlichen Verhandlung trat der Generaladvocat Dr. Sacher 
für dieſelbe ein, und erkannte der Caſſationshof mittelſt Entſcheidung 
vom 19. März 1881, 3 164, in Gemäßheit der Ausführungen des⸗ 
ſelben: Es werde Ignaz K. in Gemäßheit des § 259, Z. 3 St. P. O. 
von der Anklage freigeſprochen und vom Erſatze der Koſten des Straf— 
verfahrens losgezählt. — Gründe: 

Der S 44 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. 

Nr. 35, beſtimmt im Schlußſatze, daß derjenige Gemeindevorſteher, 
welcher bei Ausſtellung von Viehpäſſen, wenn auch nur aus Fahrläſſig⸗ 
keit, die Unwahrheit bezeugt, wegen dieſer Uebertretung, und zwar nach 
8 48 des berufenen Geſetzes, ſeitens der politiſchen Bezirksbehörde zu 
beſtrafen iſt. Schon daraus folgt mit Nothwendigkeit, daß ſich ein 
Gemeindevorſteher, deſſen Verſchulden lediglich darin beſteht, daß er bei 
Ausſtellung eines Viehpaſſes nur nicht das, mit der Durchführungs⸗ 
verordnung vom 12. April 1880 zu 8 8 des Geſetzes erlaſſene Formutare 
benützt hat, unmöglich des in § 45 des eingangs berufenen Geſetzes 
bezeichneten Vergehens, rückſichtlich deſſen das Verfahren und die Urtheils— 
ſchöpfung nach $ 48 desſelben Geſetzes vor den Gerichten ſtattfindet, 
ſchuldig gemacht haben kann. Zu demſelben Ergebniſſe führt die Erwägung, 
daß die Handlungsweiſe, welche vorliegend gegen den Angeklagten feſt— 
geſtellt erſcheint, durchaus kein Zuwiderhandeln gegen irgend eine 
Anordnung des Geſetzes zur Abwehr und Tilgung anſteckender Thier— 
krankheiten vom 29. Februar 1880 beinhaltet; daß ſich vielmehr in 
derſelben lediglich die Nichtbeachtung einer Beſtimmung der zur Durch— 
führung des Geſetzes ergangenen Miniſterialverordnung vom 12. April 
1880 ſeitens eines mit der Handhabung des Geſetzes betrauten unter⸗ 
geordneten Organes erblicken läßt, eine ſolche Nichtbeachtung aber an 
ſich lediglich der Ahndung im Disciplinarwege ſeitens der vorgeſetzten 
Behörde unterliegen kann. Der von der Beſchwerde geltend gemachte 
Nichtigkeitsgrund des § 281, 3. 9, lit. a St. P. O. erſcheint dem 
Geſagten zufolge gegründet, indem der Gerichtshof erſter Inſtanz, da 
er die Handlungsweiſe des Angeklagten als das im § 45 des mehr- 
gedachten Geſetzes bezeichnete Vergehen qualifieirte, das Geſetz unrichtig 
angewendet hat, und mußte daher das angefochtene Urtheil gemäß 
S 288 St. P. O,. caſſirt und in der Sache ſelbſt erkannt werden. 


Erſatzforderungen gegen einen Pfarrer aus dem Titel der Ver⸗ 
waltung von Kirchen⸗, Pfarr-, Stiftungs⸗ und Armeninſtituts⸗ 
fonden gehören im Concurſe in die dritte Claſſe. Die Finanz⸗ 
procuratur iſt zur Erſatzklage rückſichtlich ſolcher Beträge legitimirt, 
welche einem Pfarrer erſt zum Behufe der Errichtung von 
Stiftungen von Privatperſonen übergeben wurden. (§ 44 C. O.; 
§ 2, Abſatz u des Finanzminiſterial Erlaſſes vom 16. Februar 
1855, N. G. Nr. 34; und § 2s des Geſetzes vom 7. April 
1874, R. G. Bl. Nr. 50.) 

Ueber das Nachlaßvermögen des am 25. Juni 1876 verſtorbenen 
Pfarrers A. in X. wurde der Coucurs eröffnet. Während der Concurs⸗ 
verhandlung wurden mehrfache Abgänge an dem in ſeiner Verwaltung 
geſtandenen Kirchen-, Pfründen⸗, Stiftungs⸗ und Armeninſtitutsvermögen 
conſtatirt, deren Erſatz die k. k. Finanzprocuratur im Zuge des Liqui⸗ 
dirungsverfahrens zur Concursmaſſé anmeldete. 

Nachdem die Liquidität und die Claſſenlocation dieſer Forderungen 
vom Concursmaſſeverwalter beſtritten wurde, klagte die k. k. Finanz⸗ 
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procuratur gegen die Concursmaſſe des Pfarrers A. mittelſt Klage de anerkannt; dagegen wird das außerordentliche Reviſionsbegehren, ſoweit 
praes. 30. October 1877, 3. 7657, beim k. k. Kreisgerichte in Znaim | dasſelbe dagegen gerichtet ift, daß den als liquid anerkannten Forderun- 
auf Liquidhaltung der Erſatzforderung jener Abgänge im Betrage von gen nicht die zweite Claſſe zuerkannt wurde, zurückgewiefen aus ſolgen— 


3966 fl. 96°, kr. c. s. é. und Einreihung derſelben in die zweite 
Clafſe der Concursmaſſegläubiger. Unter dieſen Forderungen befand ſich 
auch ein Betrag von 1100 fl., welchen der Pfarrer A. von verſchiedenen 
Privatperſonen zur Realiſirung von Stiftungen übernommen hatte Der- 
ſelbe war ſowohl in der vom Pfarrer dem biſchöfllichen Conſiſtorium 
gelegten Rechnung, als auch in dem Abſolutorium des Letzteren unter 
der Rubrik „Ausſtände“ ausgewieſen. Der Concursmaſſeverwalter geſtand 
blos die Einreihung der Anſprüche in die dritte Claſſe zu. 

Das k. k. Kreisgericht in Znaim hat mit Urtheil vom 31. De- 
cember 1879, 3. 7646, Erſatzforderungen in der Höhe von 2046 fl. 
151% kr. für liquid anerkannt und in die dritte Claſſe der Concurs⸗ 


gläubiger verſetzt, dagegen die Klägerin mit dem Begehren um Liquid 


haltung des Reſtbetrages von 1920 fl. 81 kr. — darunter auch jenes 


Stiftungserſatzes per 1100 fl. — und um Verſetzuug der Geſammtheit 


der angeſprochenen Erſatzſorderungen in die zweite Claſſe abgewieſen. — 
Die Gründe ſagen: 

Die k. k. Finanzprocuratur erſcheint rückſichtlich des Betrages 
von 1100 fl. zur Klage activ nicht legitimirt. Nach dem Hofdecrete 
vom 13. Jänner 1821, J. G. S Nr. 1730, kommt der Klägerin 
allerdings die Vertretung von Stiftungen zu; als ſolche können aber 
keineswegs Vermögensmaſſen angeſehen werden, welchen, obgleich einer 


kirchlichen Perſon mit der Auflage übergeben, Stiftungen zu creiren, 


bis nun die weſentlichen Erforderniſſe einer ſolchen Stiftung mangeln. 
Solche ſind aber die Erklärung der Annehmbarkeit und die Ausfertigung 
des Stiftbriefes, welche Amtshandlungen nach dem Hofdecrete vom 
7. Juli 1841, J. G. S. Nr. 541, im Zuſammenhalte mit 8 47 des 
Geſetzes vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, zur Competenz der 
Ordinariate gehören und können die gedachten weſentlichen Erforderniſſe 
nicht, wie die Klageſeite vermeint, dadurch erſetzt werden, daß das 
biſchöflliche Conſiſtorium in feiner buchhalteriſchen Erledigung ddo. 
19. Juli 1877, 3. 3376, die genannten Capitalien als Ausſtand bei 
Pfarrer A. anführt. Aus dem Gefagten ergibt ſich ſohin, daß ein von 
der Klägerin nach den beſtehenden Vorſchriften zu vertretendes Subject 
nicht vorhanden iſt, und daß es vielmehr den Beſchädigten oder deren 
Rechtsnachfolgern vorbehalten bleibt, ihre diesfälligen Anſprüche gegen 
die Wie Concursmaſſe geltend zu machen. Die Klägerin hat für 
ſämmtliche angemeldete Forderungen in der Klage die zweite Claſſe 
beanſprucht. Das Kreisgericht hat jedoch die Subſumtion dieſer Forde— 
rungen unter eine der qualificirten Forderungen, wie ſie im § 44 C. O. 
aufgezählt ſind, nicht für zuläſſig erachtet und ſohin für die liquiden 
Anſprüche lediglich die dritte Claſſe der Concursgläubiger als die geſetz— 
liche zuerkannt, weil ein Pfarrer in Verwaltung kirchlichen Vermögens 
weder als Curator, noch als Staatsbeamter anzuſehen iſt; das erſtere 
nicht, weil nach den Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Geſetz— 
buches, welches den Begriff der Curatel gibt, ein Curator ein vom 
eompetenten Gerichte beſtellter Beiſtand für Perſonen iſt, welche ihre 
Angelegenheiten gehörig zu beſorgen unvermögend ſind, und weil zu 
den Perſonen (darunter wohl auch moraliſchen), für welche vom Gerichte 
ein Curator aufgeſtellt werden kann, nicht auch kirchliche Fonde und 
Stiftungen gehören, für welche das Geſetz in anderer Weiſe ſorgt. Aber 
auch als Staatsbeamte können Pfarrer in ihrer Eigenſchaft als Ber- | 
walter kirchlichen Vermögens und der reſpectiven Fonde mit Rückſicht 
auf die für Staatsbeamte beſtehenden Normen nicht angeſehen werden, 
was ſich aus der Faſſung der S$ 38 und 45 des Geſetzes vom 7. Mai 
1874, R. G. Bl. Nr. 50, ergibt, nach welchen die den Kirchen- und 
Staatsbehörden obliegende Controle der Verwaltung des Kirchen- und 
Pfründenvermögens nebeneinander exiſtirt. 

Ueber die gegen dieſes Urtheil von der k. k. Finanzprocuratur 
ergriffene Appellation hat das k. k. mähriſche Oberlandesgericht in 
Brünn mit Entſcheidung vom 1. April 1880, 3. 3503, das Urtheil 
des k. k. Kreisgerichtes im Weſentlichen aus den Gründen der erſten 
Inſtanz beſtätigt. 

Ueber die von der k. k. Finanzprocuratur überreichte außerordent⸗ 
liche Reviſionsbeſchwerde hat der k. k. oberſte Gerichtshof unter Ab⸗ 
änderung der beiden unterrichterlichen Erkenntniſſe mit Entſcheidung 
vom 21. September 1880, 3. 9091, erkannt: Es wird die von der 
k. k. Finanzvrocuratur bei dem Concurſe des Pfarrers A. zur Anmel⸗ 
dung gebrachte Erſatzſorderung per 1100 fl. c. s. c. für liquid 


den Gründen: 

Die Beſchwerde gegen die Zurückweiſung der Liquidanerkennung 
des Erſatzes per 1100 fl. iſt allerdings gegründet. Es hat nämlich die 
k. k. Statthalterei mit dem Erlaſſe vom 10. Juni 1877, 3 12.633, 
die Finanzprocuratur zur Geltendmachung des Erſatzes gegen die Con— 
cursmaſſe des Pfarrers A. angewieſen, und auch das k. k. Miniſterium 
für Cultus und Unterricht hat mit dem Erlaſſe vom 14. October 


1877, 3. 15.000, die Finanzprocuratur zur Einbringung der Erfah: 


klage beauftragt. Es wurde alſo die Finanzprocuratur von den ſtaat⸗ 
lichen Cultus⸗Verwaltungsbehörden, denen nach § 38 des Gefetzes vom 
7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, das Recht zuſteht, die Erhaltung 
des Stammvermögens der Kirchen und kirchlichen Anſtalten zu über 
wachen, ſich jederzeit von dem Vorhandenſein desſelben die Ueberzeugung 
zu verſchaffen und wegen Einbringung wahrgenommener Abgänge das 
Erforderliche einzuleiten, geradezu beauftragt, wegen Einbringung der 
Erſätze am Stiftungsvermögen die Klage bei dem Concursgerichte ein— 
zubringen und es iſt dieſer Auftrag im Geſetze vollkommen begründet. 
Nach Abſatz 4 des § 2 des Finanzminiſterial⸗Erlaſſes vom 16. Februar 
1855, R. G. Bl. Nr. 34, gehört zur Geſchäftsaufgabe der Finanz- 
procuraturen die gerichtliche Vertretung überhaupt, und insbeſondere die 
Führung der Rechtsſtreitigkeiten der unmittelbar von landesfürſtlichen 
Behörden verwalteten Stiftungen. Solchen Stiftungen, welche nicht 
unmittelbar von landesfürſtlichen Behörden verwaltet werden, gebührt 
nur inſoferne die Vertretung durch die Finanzprocuratur, als es ſich 
um die erſte Conſtituirung der Stiftung und um die Einbringung des 
geſtifteten Vermögens zum Behufe der Conſtituirung der Stiftung, nicht 
aber inſoferne es ſich nach bereits conſtituirter Stiſtung um fernere 
Rechtsgeſchäfte oder Vertretungen handelt. Nun iſt der in Frage ſtehende 
Abgang am Stiftungsfonde dadurch entſtanden, daß der Pfarrer A. von 
einer Anzahl von Perſonen die Summe von 1100 fl. zum Behufe 
der Errichtung von Stiftungen in Empfang nahm, jedoch die erhaltenen 
Betrage ihrer Beſtimmung nicht zuführte, und die Klage der Finanz— 
procuratur hat gerade die Einbringung des bereits eingezahlten, aber 
dem Stiftungsfonde entzogenen Vermögens zum Behufe der Conſtituirung 
der Stiftung zum Gegenſtande Die Finanzprocuratur iſt daher ſchon 
aus dem Geſetze ſelbſt, abgeſehen von dem ihr von der zuſtändigen 
Verwaltungsbehörde ertheilten ſpeciellen Auftrage, zur Klage in der 
hier in Rede ſtehenden Richtung legitimirt; und da dem Stiftungsfonde 
durch die in beiden Inſtanzen erfolgte Abweiſung des Klagegebehrens 
— Angeſichts des Umſtandes, daß durch das Geſtändniß des Concurs— 
maſſeverwalters erwieſen iſt, daß Pfarrer A. die Summe von 1100 fl. 
zum Zwecke der Errichtung von Stiftungen wirklich erhalten habe — 
ein offenbares Unrecht zugefügt wurde, ſo werden nach Zulaſſung des 
Hofdecretes vom 15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, die 
unterrichterlichen Urtheile in der angegebenen Richtung abgeändert. Da— 
gegen kann in den untergerichtlichen Urtheilen in dem Punkte, in welchem 
das Begehren um Verſetzung der als liquid anerkannten Erſatzforderungen 
in die zweite Claſſe der Concursgläubiger abgewieſen wurde, eine 
offenbare Ungerechtigkeit nicht gefunden, daher dem außerordentlichen 
Reviſionsbegehren nicht ſtattgegeben werden, weil die diesfällige Ent- 
ſcheidung dem § 44 C. O. entſpricht, zumal die Ausnahmsbeſtimmung 
des Abſatzes 1 dieſes Paragraphen ſtreng ausgelegt werden muß und 
nicht analog auf andere Perſonen angewendet werden kann, und weil 
ad Abſatz 2 der Erſatz weder vom Staatsſchatze noch aus dem Dienit- 
verhältniſſe begehrt wird. Jur. Bl 


Geſetze und Berordnungen. 
1880. IV. Quartal. 


| Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die gefürſtete Graffchaft Tirol 


und das Land Vorarlberg. 
V. Stück. Ausgeg. am 23. November. 
44. Geſetz vom 13. October 1880, wirkſam für das Land Vorarlberg, 


zur Abänderung des § 12 im Landesgeſetze vom 28. März 1875, betreffend den. 
Schutz des Feldgutes. 


45. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 18. November 1880, 


(Z. 3992—-Präf.), betreffend das Verbot der Theilnahme an der im Jahre 1881 
zu Mailand ſtattfindenden nationalen Induſtrie⸗Ausſtellung. 
VI. Stück. Ausgeg. am 31. December. 

46. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 28. Auguſt 1880 (3. 13.255 — 
Sanität), betreffend die Verpflegskoſten für nach Rußland zuſtändige Irrſinnige. 

47. Verordnung des k. k. Stafthalters vom 5. September 1880 (3. 14.840 — 
Sanität), betreffend die Reviſton der Arzneirechnungen. 

48. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 13. October 1880 (3. 16.929 — 
Militär), betreffend die Verabreichung ärariſcher Bettſorten an die Landwehr⸗ 
(Landesſchützen⸗ Mannſchaft bei vorübergehender Einzeln⸗Bequartirung. 

49. Verordnnng des k. k. Statthalters vom 19. October 1880 (3. 16.830 — 
Forſt), betreffend die Forſttagſatzungen und die betreffenden Reiſegebühren der Forſt⸗ 
bedienſteten. 

50. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 3. November 1880, (8. 18.214 — 
Steuer), betreffend die Competenz bei Entſcheidungen über die Haftung und Erſatz⸗ 
pflicht der Gemeinden aus Anlaß der Einhebung und Abfuhr der directen 
Steuern. 

51. Geſetz vom 8. November 1880, betreffend die Concurrenzpflicht zur 
Kapuzinerbrücke in der Stadt Brixen. 

52. Geſetz vom 13. November 1880, wirkſam für das Land Vorarlberg, 
betreffend die Feſtſetzung eines Termines zur Anmeldung der nach 8 6 des kaiſerl. 
Patentes vom 5. Juli 1853 von Amtswegen der Ablöſung oder Regulirung unter- 
liegenden Grundlaſten im Gerichtsbezirke Montafon. 

53. Verordnung des f. k. Statthalters vom 18. November 1880 (3. 19.157 — 
Forſt), betreffend den Erlag von Cautionen bei Holzverkäufen in Gemeinde⸗ 


und Privatwäldern zur Sicherung des Erfolges der nothwendigen Aufforſtungen. | 


54. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 21. November 1880 (3 19.337 — 
Schule), betreffend die Abhaltung der religiöſen Uebungen der katholiſchen Jugend 
au Mittelſchulen, Lehrer- und Lehrerinnen-Bildungsanſtalten, Volks- und Bürger⸗ 
ſchulen. 

55. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 25. November 1880 
(3. 19.207 — Stipend.), betreffend die Cumulirung von Studienſtipendien. 

56. Verordnung des k. k. Statthalters vom 8. December 1880 (3. 20.141— 
Sanität), betreffend die Bemeſſung der täglichen Verpflegsgebühren in den allge⸗ 
meinen öffentlichen Kraukenauſt lten Tirols und in der Landesgebäranſtalt zu 
Innsbruck für das Jahr 1881. 

57. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 15. December 1880 
(3. 4255 — Präſid.), betreffend die Abänderung einiger Paragraphe der Statuten 
der tiroliſchen Mobilien-Brandverſicherung. 

58. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 31. December 1880 (3. 35 — 
Militär), betreffend die Vergütung für die Verpflegung der Militärmannſchaft 
auf dem Durchzuge für das Jahr 1881. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
Nr. 35. Ausgeg. am 15. October. 
Allgemeines. 
Erlaß des Finanzminiſteriums vom 28. September 1880 wegen Betheilung 
der als ſelbſtſtändige Controlbezirks⸗Leiter beſtellten Finanzwache⸗Reſpicienten mit 
Functionszulagen. Z. 23.178. 


Nr. 36. Ausgeg. am 22. October. 
Allgemeines. 


Kundmachung des Finanzminiſteriums, betreffend die Ueberweiſung der 


Zinſenzahlung von Staatsſchuld⸗Verſchreibungen und Baarcautionen auf Caſſen 
und Aemter in Bosnien und der Herzegowina. Z. 28.524. 1. October 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. October 1880, womit 
für den Monat November 1880 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Ver⸗ 
wendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 5371 F.⸗M. 

Abdruck von Nr. 131 R. G. Bl. 

Nr. 37. Ausgeg. am 22. November. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. November 1880, wo⸗ 
mit für den Monat December 1880 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Ver⸗ 
wendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 5946 F.⸗M. 

Nr. 38. Ausgeg. am 26. November. 
Allgemeines. 
Abdruck von Nr. 135 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 136 R. G. Bl. 
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Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 132 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 133 R. G. Bl. 
Nr. 39. Ausgeg. am 11. December. 
ndirecte Abgaben und Staatsm onopo le. 
Abdruck von Nr. 137 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 139 R. G. Bl. 


Nr. 40. Ausgeg. am 12. December. 


J 


Allgemeines. 
Abdruck von Nr. 142 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 140 R. G. Bl. 
Nr. 41. Ausgeg. am 22. December. 
ndireete Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. December 1880, wo— 
mit für den Monat Jänner 1881 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Ver— 
wendung von Silber zu Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 6492 F.⸗M. 
(Fortſetzung folgt.) 


& 


3 


Seine Majeſtät haben den Präſidenten des Militär⸗Obergerichtes Feld⸗ 
marſchalllieutenant Alfred Ritter von Kraus mit der Leitung der Statthalterei 
in Prag zu betrauen geruht. 

Seine Majeſtät haben dem Ober-Berg⸗ und Hüttenverwolter Stanislaus 
Mrowec zu Swoszowice und dem Ober-Beraverwalter Adolph Plaminek in 
Idria taxfrei den Titel und Charakter eines Bergrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Conſulareleven Wilhelm Toth von Zekely 

die k. k. Kämmererswürde verliehen. 

| Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe im Finanzminiſterium Heinrich 
[Czermak anläßlich ſeines Uebertrittes in den bleibenden Ruheſtand taxfrei den 
Titel und Charakter eines Ober-Rechnungsrathes zu verleihen geruht. 

Seine Majeſtät haben dem Zimmerſteiger des Pribramer Silber- und 
Bleihauptwerkes Wenzel Bohae das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. N 

ö 5 Der erſte Oberſthofmeiſter hat den Rechnungsrevidenten im oberſthofmeiſter⸗ 
| ämtlichen Rechnungsdepartement Johann Fritz zum Rechnungsrathe ernannt. 
N Der Miniſterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Franz Kittl zum Regierungsſecretär im Herzogthume Salz⸗ 
burg, die Ingenieure Hugo Lequeus, Johann Bolleſchka und Prokop Gürke 
zu Oberingenieuren und die Bauadjuncten Rudolf Vomaeka, Mathias Krch 
und Anton Rytir zu Ingenieuren für deu Staatsbaudienſt in Böhmen; dann 
den Oberingen eur Eduard Schier zum Baurathe, den Ingenieur Conrad Recht⸗ 
berger zum Oberin enieur und den Bauadjuncten Joſeph Seidl zum Inge⸗ 
nieur für den Staatsbaudienft in Mähren und den Ingenieur Guſtav Kunze 
zum Oberingenieur für den Staatsbaudienſt in Salzburg ernannt. 

| Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Rechnungsrevidenten im Miniſterium des Innern Karl Poſſelt zum Rechnungs⸗ 
rathe beim Rechnungsdepartement der niederöſterreichiſchen Statthalterei ernannt. 
| Der Finanzminifter hat den Rechnungsrevidenten Anton Tichowsky zum 
Rechnungsrathe bei der Finanz-Landesdireetion in Prag ernannt. 


I —— 


Perſonalien. 


Erledigungen. 
Zwei Finanzrathsſtellen in der ſiebenten Rangsclaſſe bei den Steurr- 
adminiſtrationen in Wien, bis 30. Juli 1881 bei dem Präſidium der Finanz⸗ 
Landesdirection in Wien. (Amtsbl. Nr. 153.) 

Oberamts⸗Controlorsſtelle bei der k. k. Telegraphen⸗Hauptſtation in Krakau 
mit der achten Rangsclaſſe und der Dienftcaution per 400 fl., bis Ende Juli 
1881 bei der k. k. Telegraphendirection in Lemberg. (Amtsbl. Nr. 153.) 
Telegraphenamts⸗Controlorsſtelle bei der k. k. Telegraphen⸗Centralſtation in 
Wien mit den Bezügen der neunten Rangsclaſſe und der Dienftcaution per 400 fl., 
bis 20. Juli 1881 bei der k. k. Telegraphendirection in Wien. (Amtsbl. Nr. 153.) 

Secretärsſtelle bei der k. k. Generaldirection der Tabakregie in Wien in 
der achten Rangsclafſe, bis 23. Juli 1881 bei der genannten k. k. General⸗ 
direction. (Amtsbl. Nr. 153.) 

Drei landesfürſtliche Bezirks⸗Thierarztesſtellen mit den Standorten in 
Tſchernembl, Gurkfeld und Krainburg in Krain in der eilften Rangsclaſſe, bis 
20. Auguſt 1881 beim k. k. Landespräſidium in Laibach. (Amtsbl. Nr. 154.) 

Landesfürſtliche Bezirks⸗Thierarztesſtelle mit dem Standorte in St. Johann 
im Pongau im Herzogthume Salzburg mit den Bezügen der eilften Rangsclaſſe, 
bis 20. Juli 1881 bei dem k. k. Landespräſidium in Salzburg. (Amtsbl. Nr. 154.) 
| Prakticantenſtellen bei den k. k. Tabakfabriken für abſolvirte Techuiker, 
unentgeltlich, bis 2. Auguſt 1881 bei der Generaldirection der Tabakregie in 
Wien. (Amtsbl. Nr. 154.) 

Telegraphenamts⸗Controlorsſtelle bei der k. k. Telegraphen⸗Hauptſtation in 
Salzburg mit den Bezügen der neunten Rangsclaſſe und einer Dienſtcaution von 
400 fl., bis 5. Auguſt 1881 bei der k. k. Telegraphendirection in Linz. (Amtsbl. 
Nr. 157.) 

Ingenieursſtelle für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg mit 
der neunten Rangsclaſſe, bis 31. Juli 1881 beim k. k. Statthaltereipräſidium in 
Innsbruck. (Amtsbl. Nr. 157.) 


ME Hiezu als Beilage: Bogen 12 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. BEE 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


